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1 Steuererleichterung für Arbeitnehmer ohne feste Tätigkeitsstätte 

Für die Frage der Besteuerung eines Firmenwagens und des Abzugs von Verpflegungsmehraufwendungen 

als Werbungskosten ist jeweils zu prüfen, ob der Arbeitnehmer eine regelmäßige Arbeitsstätte (ggf. durch 

Zuordnung des Arbeitgebers) oder durch eine betriebliche Einrichtung, an der der Arbeitnehmer dauerhaft 

typischerweise arbeitstäglich tätig werden soll, hat, oder ob keine regelmäßige Arbeitsstätte vorliegt. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) führte dazu in seinem Urteil vom 14.11.2023 Näheres aus: Im Fall stand einem 

Bauleiter ein Firmenwagen auch zur privaten Nutzung zur Verfügung. Sein Arbeitgeber berücksichtigte bei 

der Besteuerung des Firmenwagens die 0,03-%-Regelung für die Wege zwischen Wohnung und der 

angenommenen ersten Tätigkeitsstätte, einer Niederlassung der Firma. Der Bauleiter wurde zusammen mit 

seiner Ehepartnerin für die Jahre 2015 bis 2017 zur Einkommensteuererklärung veranlagt. 

Sie machten Werbungskosten für die Wege zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie 

Verpflegungsmehraufwendungen geltend. Für 2015 erkannte das Finanzamt die 

Verpflegungsmehraufwendungen nicht an, berücksichtigte aber die Entfernungspauschale für 215 Tage. Für 

2016 und 2017 wurden die Verpflegungsmehraufwendungen anerkannt, jedoch wurde die 

Entfernungspauschale auf weniger Tage reduziert. 

Sowohl das Finanzgericht als auch später der Bundesfinanzhof stellten daraufhin fest, dass die 

Niederlassung des Unternehmens nicht als erste Tätigkeitsstätte des Bauleiters anzusehen war, da er dort 

nur gelegentlich tätig war und keine Zuordnung des Arbeitgebers zu dieser Niederlassung erfolgt ist.  

Diese Entscheidung führte dazu, dass die Anwendung der 0,03-%-Regelung im Fall des Bauleiters nicht 

gerechtfertigt war und seine Verpflegungsmehraufwendungen als Werbungskosten anerkannt wurden. 

2 Pflichtangaben auf Kassenbons ab 2024 

Das am 1.1.2020 eingeführte Kassengesetz verpflichtet zur Ausgabe von Belegen bei Transaktionen mit 

allen Arten von elektronischen Kassen. Die „Bonpflicht“ erfordert, dass Belege in unmittelbarem zeitlichem 

Zusammenhang zum jeweiligen Geschäftsvorgang erstellt werden, unabhängig von der Art der 

elektronischen Kasse. 

Ab dem 1.1.2024 treten neue Rechtsbestimmungen in Kraft, die Änderungen an den Pflichtangaben auf 

Kassenbons vorsehen. Die wesentlichen Neuerungen umfassen: 

• Seriennummern: Der Beleg muss die Seriennummern des elektronischen Aufzeichnungssystems 

sowie des Sicherheitsmoduls enthalten. 

• Prüfwert und Signaturzähler: Ebenfalls verpflichtend auf dem Beleg gedruckt werden müssen der 

Prüfwert und der fortlaufende Signaturzähler. 

Diese Maßnahme, ein Teil der Änderungen in der Kassensicherungsverordnung, ermöglicht eine schnellere 

und effizientere Überprüfung der Belege mittels spezieller Software, auch außerhalb der Geschäftsräume. 

Durch diese zusätzlichen Daten kann rasch ermittelt werden, ob die Kassenführung korrekt ist und ob eine 

detaillierte Nachprüfung notwendig ist. 

Diese Anforderungen gelten auch für Transaktionen, bei denen keine umsatzsteuerliche Rechnungspflicht 

besteht. Bons aus TSE-Kassen müssen alle geforderten Angaben aufweisen. 

Hinweis: Eine Ausnahme kann nur gewährt werden, wenn die Vorlage von Belegen klar eine unzumutbare 

Belastung, entweder sachlicher oder persönlicher Art, für den jeweiligen Unternehmer darstellt. 

Entstehende Kosten können keine sachliche Härte begründen. Umweltaspekte wie z.B. Papierverbrauch 

sieht die Finanzverwaltung eher kritisch.  
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Wichtig: Ich bitte alle Betreiber einer elektronischen Kasse diese auf die Erfüllung der neuen 

Aufzeichnungspflichten zu prüfen oder prüfen zu lassen und sich das vorzugsweise Schriftlich bestätigen zu 

lassen. 

3 Abgrenzung von Werbeausgaben und Sachzuwendungen 

In einer Entscheidung vom 9.8.2023 hat der Bundesfinanzhof (BFH) Stellung zur Besteuerung von 

Ausgaben für Kundenveranstaltungen genommen. Das Urteil differenziert zwischen allgemeinen 

Werbeausgaben und Sachzuwendungen, die unter die Pauschalbesteuerung fallen. 

Pauschalbesteuerung ermöglicht es Unternehmen, Steuern auf nicht monetäre Zuwendungen, wie 

Geschenke oder Einladungen zu Veranstaltungen, mit einem festen Steuersatz von 30 % zu begleichen, 

anstatt dass diese beim Empfänger als Einkommen versteuert werden müssen. 

Im konkreten Fall hatte ein Kreditinstitut seine Kunden zu einer Weinprobe und einem Golfturnier 

eingeladen. Diese Veranstaltungen dienten lediglich der Pflege der Geschäftsbeziehungen und beinhalteten 

keine direkte Produktwerbung. 

Die Bank hatte diese Ausgaben ursprünglich als pauschal zu besteuernde Sachzuwendungen behandelt. 

Jedoch entschied der BFH, dass solche Zuwendungen, die ausschließlich der Kundenpflege dienen und 

nicht spezifisch auf den Vertrieb von Produkten oder Dienstleistungen abzielen, nicht als Sachzuwendungen 

im Sinne der Pauschalbesteuerung anzusehen sind, denn die von der Bank gewährten Zuwendungen führen 

bei ihren Kunden als Zuwendungsempfängern nicht zu einkommensteuerbaren Einkünften (aus 

Kapitalvermögen). Die streitigen Zuwendungen seien weder ein zusätzliches Entgelt, das durch die 

Kapitalanlagen der Kunden veranlasst war, noch ein ggf. vorgezogenes Entgelt für eine geplante künftige 

Kapitalüberlassung. Vielmehr handelte es sich bei den Veranstaltungen um (Werbe-)Maßnahmen der 

Kundenpflege und -bindung.  

Für den BFH liegen auch keine zu versteuernden Geschenke vor. Denn erfasst werden nur Geschenke, 

wenn und soweit der Empfänger dieser Geschenke dadurch steuerbare Einkünfte erzielt und das war bei 

den streitigen Sachzuwendungen an die Bankkunden nicht der Fall. 

4 Bindungswirkung von Grundbesitzwerten bei der Schenkungsteuer 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem Urteil vom 26.7.2023 entschieden, dass ein einmal festgestellter 

Grundbesitzwert für die Schenkungsteuer maßgeblich bleibt. Diese Rechtsprechung bezieht sich lediglich 

auf den Wert der Vorerwerbe, die als nicht anfechtbare Besteuerungsgrundlage für den Vorerwerb gelten. 

Im konkreten Fall hatte das Finanzamt den Wert eines Grundstücks (Grundbesitzwert) auf 90.000 € 

festgelegt. Der Besitzer des Grundstücks schenkte seinem Sohn einen Miteigentumsanteil an jenem 

Grundstück. Da der festgestellte Grundstückswert den Schenkungsteuerfreibetrag für Kinder von 400.000 

€ nicht überstieg, fiel zu diesem Zeitpunkt keine Schenkungsteuer an. 

Fünf Jahre später kam es zu einer zusätzlichen Geldschenkung durch den Vater an seinen Sohn in Höhe von 

400.000 €. Das Finanzamt addierte daraufhin beide Schenkungen - den Miteigentumsanteil am Grundstück 

im Wert von 90.000 € und die Geldschenkung von 400.000 €, wodurch der Freibetrag für Schenkungen an 

Kinder innerhalb von 10 Jahren überschritten wurde. Auf dieser Grundlage erfolgte die Berechnung der 

Schenkungssteuer. 

Im entschiedenen Fall sah der Sohn den ursprünglich festgelegten Grundbesitzwert als zu hoch an. Das 

Finanzamt argumentierte daraufhin, dass gegen den ursprünglich festgelegten Wert nur direkt bei dessen 
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Feststellung innerhalb der gesetzlich festgelegten Einspruchsfrist (einen Monat nach Zustellung des 

Bescheids) Einspruch eingelegt werden könne. Der BFH teilte die Auffassung des Finanzgerichts. 

5 Steuerliche Pflichten für Vermieter von Luxusimmobilien 

Durch ein Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 20.6.2023 werden Vermieter von Luxusimmobilien mit 

einer Wohnfläche von mehr als 250 m² zukünftig zum Nachweis einer Einkunfterzielungsabsicht 

verpflichtet. Dieser Nachweis erfolgt in Form einer Totalüberschussprognose, die aufzeigt, dass über einen 

längeren Zeitraum – üblicherweise 30 Jahre – ein positives Gesamtergebnis erwartet wird. Kann dieser 

Nachweis nicht erbracht werden und entstehen fortlaufend Verluste, wird die Vermietungstätigkeit als 

„Liebhaberei“ eingestuft. Verluste aus einer Liebhaberei können nicht mit anderen positiven Einkünften 

verrechnet werden. 

Der BFH reagiert damit auf die Besonderheit von Luxusimmobilien, deren Marktmieten oft den 

tatsächlichen Wohnwert nicht angemessen widerspiegeln und die sich aufgrund hoher Kosten nicht immer 

kostendeckend vermieten lassen.  

Konkret ging es in dem Fall um ein Ehepaar, das in den Jahren 2011 bis 2014 drei Villengebäude mit 

jeweils mehr als 250 m² Wohnfläche an ihre Kinder und deren Ehepartner vermietet hatte. Trotz der 

Vermietung entstanden ihnen jährliche Verluste zwischen 172.000 € und 216.000 €, welche sie mit ihren 

übrigen Einkünften verrechneten. Eine daraufhin durchgeführte Außenprüfung führte zur Versagung der 

Werbungskostenüberschüsse durch das Finanzamt. 

Der BFH bestätigte dies, indem er die Verrechnung der Verluste mit anderen Einkünften aufgrund der 

fehlenden Nachweise einer Gewinnerzielungsabsicht nicht zuließ. 

6 Arbeitgeberzuschüsse zum Deutschlandticket 

Im Schreiben vom 7.11.2023 hat das Bundesministerium für Finanzen (BMF) Ergänzungen in Bezug auf die 

Steuerbefreiung von Arbeitgeberzuschüssen für Fahrten im Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) 

vorgestellt. 

Arbeitgeber, die ihren Angestellten Zuschüsse für Fahrten im ÖPNV gewähren, können dies steuerfrei tun. 

Ein prominentes Beispiel dafür ist das „Deutschland-Ticket Jobticket“. Dieser Steuervorteil gilt unabhängig 

vom Anlass der Fahrt. 

Bedingung für die Steuerbefreiung ist, dass die Zuschüsse „zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 

Arbeitslohn“ geleistet werden. Das bedeutet, dass diese nicht Teil des regulären Gehalts sein dürfen, 

sondern eine separate, zusätzliche Leistung darstellen. 

In bestimmten Fällen erlaubt die Deutsche Bahn die Nutzung von IC/ICE-Verbindungen mit dem 

Deutschlandticket. Das Finanzministerium (BMF) bestätigt, dass auch in solchen Fällen die Nutzung als 

Fahrt im ÖPNV gilt und somit steuerlich begünstigt ist. 

7 Terminsache: Grundsteuererlass 

Vermieter können bis zum 31.3.2024 einen Antrag auf Grundsteuererlass bei der zuständigen Gemeinde für 

das Jahr 2023 stellen, wenn sie einen starken Rückgang ihrer Mieteinnahmen im Vorjahr zu verzeichnen 

hatten.  
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Voraussetzung ist eine wesentliche Ertragsminderung, die der Steuerpflichtige nicht zu vertreten hat. 

Ursachen können z.B. Brand- oder Hochwasserschäden, Zahlungsunfähigkeit des Mieters oder Schäden 

durch Mietnomadentum sein.  

Keine Aussicht auf Erlass besteht, wenn der Vermieter die Ertragsminderung zu vertreten hat, z.B., weil er 

dem Mieter im Erlasszeitraum gekündigt hat oder wenn notwendige Renovierungsarbeiten nicht 

(rechtzeitig) durchgeführt wurden. 

Maßstab für die Ermittlung der Ertragsminderung ist die geschätzte übliche Jahresrohmiete. Bei einem 

Ausfall von mehr als 50 % der Mieteinnahmen wird die Grundsteuer nach den derzeitigen Bestimmungen in 

Höhe von 25 % erlassen. Entfällt der Mietertrag vollständig, wird die Grundsteuer in Höhe von 50 % 

erlassen. 

Bleibt die Minderung des Ertrags ein dauerhafter Zustand, sollte auch geprüft werden, ob sie im Rahmen 

einer Fortschreibung berücksichtigt werden kann, wodurch der Grundsteuerwert dauerhaft sinkt. 

8 Aktualisierte Reisekostenpauschalen ab 2024  

Für berufliche Auslandsreisen, die ab dem 1.1.2024 stattfinden, hat die Finanzverwaltung neue 

Pauschbeträge für Verpflegungsmehraufwendungen und Übernachtungskosten festgelegt. Die 

aktualisierten Pauschalen sind in einer detaillierten Aufstellung ersichtlich, wobei Änderungen deutlich 

hervorgehoben sind. Das BMF-Schreiben enthält außerdem wichtige Erläuterungen zur Anwendung dieser 

Pauschalen, einschließlich spezieller Regelungen für eintägige Auslandsreisen und Anpassungen der 

Verpflegungspauschalen. 

Das komplette Schreiben finden Sie auf der Seite des Bundesfinanzministeriums unter:  Service – 

Publikationen – BMF-Schreiben – Schreiben v. 21.11.2023. 

9 Künstlersozialabgabe 

Die Künstlersozialabgabe wird als Umlage erhoben. Nachdem für 2022 keine Anpassung erfolgte, erhöhte 

sich der Beitrag für 2023 auf 5 % und bleibt auch in 2024 unverändert. 

10 GmbH-Geschäftsführer – unwirksame Beschränkung einer variablen 

Vergütung 

In einem vom Oberlandesgericht München entschiedenen Fall enthielt ein Geschäftsführer-Dienstvertrag 

u.a. folgende Klauseln: „Der Geschäftsführer erhält ein Jahresgrundgehalt von EUR 190.000,- € brutto, 

welches in zwölf gleichen Raten zum Ende eines jeden Monats ausgezahlt wird. Darüber hinaus erhält der 

Geschäftsführer während der Dauer seiner Bestellung ein variables Jahresgehalt. Die Höhe des variablen 

Jahresgehalts ist abhängig von der Erreichung von Zielen, die von der Gesellschaft vor Beginn des Jahres, 

auf das sich das variable Jahresgehalt bezieht, in Abstimmung mit dem Geschäftsführer festgelegt 

werden. Eine Änderung der zuvor bestimmten Ziele, die einen wesentlichen Einfluss auf die Höhe der 

variablen Vergütung haben kann, ist während des Jahres, auf das sich das variable Gehalt bezieht, nur mit 

Zustimmung des Geschäftsführers möglich. …“ 

Das OLG kam zu dem Urteil, dass die Beschränkung der zugesagten variablen Vergütung auf die Dauer der 

Bestellung zum Geschäftsführer gegen den im Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung (GmbHG) verkörperten Grundgedanken des GmbH-Rechts verstößt. Nach den Regelungen des 

GmbHG kann ein Geschäftsführer zwar jederzeit abberufen werden, die Abberufung als solche darf aber 
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keinen Einfluss auf seinen Vergütungsanspruch haben. Die dem Geschäftsführer zugesagte variable 

Vergütung ist zweifellos Vergütungsbestandteil in diesem Sinne. 

11 Erhöhung der Mindestvergütung für Auszubildende 

Seit dem 1.1.2020 gilt eine Mindestvergütung für Auszubildende, die außerhalb der Tarifbindung liegen. Die 

Höhe der monatlichen Mindestvergütung nach dem Berufsbildungsgesetz wurde nun fortgeschrieben. Hier 

eine Übersicht der Mindestvergütungen von 2020 bis 2024 vom 1.1. bis 31.12. des jeweiligen Jahres: 

 

Ausbildungsbeginn 1. Ausbildungsjahr 2. Ausbildungsjahr 3. Ausbildungsjahr 4. Ausbildungsjahr 

2024 649,00 € 766,00 € 876,00 € 909,00 € 

2023 620,00 € 731,60 € 837,00 € 868,00 € 

2022 585,00 € 690,30 € 789,75 € 819,00 € 

2021 550,00 € 649,00 € 742,50 € 770,00 € 

2020 515,00 € 607,70 € 695,25 € 721,00 € 

 

12 Sozialversicherung bei Selbstständigkeit und gleichzeitiger Beschäftigung 

Nach dem SGB V tritt keine Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung ein, 

wenn hauptberuflich eine selbstständige Erwerbstätigkeit ausgeübt wird. Eine hauptberufliche Tätigkeit 

liegt vor, wenn diese Tätigkeit von ihrer wirtschaftlichen Bedeutung und ihrem zeitlichen Aufwand her die 

übrigen Erwerbstätigkeiten zusammen deutlich übersteigt und den Mittelpunkt der Erwerbstätigkeit 

darstellt.  

Im entschiedenen Fall betrug in dem maßgeblichen Zeitraum das Arbeitseinkommen aus selbstständiger 

Tätigkeit ca. 2.210 € und das Arbeitsentgelt aus der abhängigen Beschäftigung ca. 1.620 €. Dass zur 

Erzielung dieser Einkünfte mehr Zeit für die abhängige Beschäftigung aufgewendet wurde (33 Std./Woche) 

als für die selbstständige Tätigkeit (20 Std./Woche), trat dabei in den Hintergrund. Weiterhin kam noch 

hinzu, dass der Selbstständige im maßgeblichen Zeitraum ohne großen Unterschied zur Zeit davor oder 

danach weiter ununterbrochen werbend am Markt aufgetreten war und Umsätze in erheblicher Höhe 

generierte.  

13 Steuerbefreiung von Betriebsvermögen bei Erbschaft und Schenkung 

Erbschaften oder Schenkungen von Betriebsvermögen können unter bestimmten Bedingungen zum großen 

Teil steuerbefreit bleiben. Der Bundesfinanzhof (BFH) äußerte sich nun in diesem Zusammenhang mit 

seinem Urteil vom 13.9.2023 zum sog. „90%-Einstiegstest“, welcher unter bestimmten Voraussetzungen 

entscheidet, ob Betriebsvermögen von der Erbschaft- und Schenkungsteuer zum Teil befreit werden kann. 

Kernfrage bei dem Test ist, ob das Verwaltungsvermögen mehr als 90 % des Gesamtwerts des 

Betriebsvermögens ausmacht. In diesem Fall entfällt die Steuerbegünstigung für das gesamte 

Betriebsvermögen. 
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Das Verwaltungsvermögen umfasst Vermögenswerte, die nicht oder nur mittelbar für den betrieblichen 

Zweck genutzt werden. Dazu gehören typischerweise: 

• Finanzanlagen wie Aktien, Anleihen, Beteiligungen an Kapitalgesellschaften, die nicht dem 

Betriebszweck dienen. 

• Immobilien, die nicht betrieblich genutzt werden, wie vermietete Wohn- oder 

Geschäftsimmobilien. 

• sonstige Vermögenswerte, die nicht direkt dem Geschäftsbetrieb dienen (Kunstwerke, 

Sammlungen oder nicht betriebsnotwendige liquide Mittel). 

Ziel der Regelung ist es, dass Vermögen, das hauptsächlich aus Verwaltungsvermögen besteht und somit 

weniger aktiv im Geschäftsbetrieb genutzt wird, keine ungerechtfertigten Steuervorteile erhält. 

Im konkreten Fall erhielt eine Tochter von ihrem Vater GmbH-Anteile für ein Handelsunternehmen mit 

Forschungstätigkeit, das über erhebliche Finanzmittel verfügte. Die Tochter ging nun davon aus, dass die 

erhaltenen Unternehmensanteile als steuerfrei anzusehen waren, das Finanzamt war jedoch aufgrund der 

Höhe der Finanzmittel anderer Meinung. 

Nach Urteil durch das Finanzgericht stellte der BFH im Anschluss klar, dass bei Handelsunternehmen wie 

der betroffenen GmbH die betrieblich veranlassten Schulden von den Finanzmitteln abzuziehen sind, um zu 

bestimmen, ob das Verwaltungsvermögen 90 % des Gesamtvermögens übersteigt. Nach Abzug der 

Schulden von den Finanzmitteln wurde daraufhin festgestellt, dass das Verwaltungsvermögen unter 90 % 

lag. Daher blieb die Steuerbefreiung für das Betriebsvermögen bestehen. 

Achtung: Dieser Beitrag behandelt spezifische Aspekte der Steuerbefreiung von Betriebsvermögen im 

Kontext von Erbschaften und Schenkungen. Es ist jedoch wichtig zu betonen, dass die Inanspruchnahme 

einer anteiligen Steuerbefreiung für Betriebsvermögen an eine Vielzahl weiterer Voraussetzungen geknüpft 

ist. Jeder Erbschafts- und Schenkungsfall ist einzigartig und sollte individuell durch den Steuerberater 

begleitet werden. 

14 Kreditmarktförderungsgesetz: Dezemberhilfe steuerfrei 

Das Wachstumschancengesetz war seit dem Referentenentwurf im Juli 2023 immer wieder in die Kritik 

geraten. Am 24.11.2023 wurde schließlich der Vermittlungsausschuss durch den Bundesrat aufgerufen, 

ohne konkrete Angabe von weiteren Terminen. 

Durch die Zustimmung des Bundestags am 15.12.2023 werden nun Teile des 

Wachstumschancengesetzes bereits im sogenannten Kreditzweitmarktförderungsgesetz umgesetzt. 

Darunter fallen: 

Keine Besteuerung der Dezemberhilfe 2022: Im Dezember 2022 übernahm die Bundesregierung die Kosten 

für den Gas- und Wärmeabschlag, um die Bürgerinnen und Bürger angesichts der hohen Energiepreise zu 

unterstützen. Diese Hilfsmaßnahmen waren ursprünglich als sozialer Ausgleich steuerpflichtig, von einer 

Besteuerung wird nun jedoch zugunsten der Steuerzahler abgesehen. 

Relevant vor allem für größere Kapital- und Personengesellschaften sollten die Anpassungen der 

Zinsschranke an die EU-Richtlinien sein: 

Die Zinsschrankenregelung ist im Einkommen- und Körperschaftsteuergesetz festgelegt. Sie begrenzt den 

Betrag, den Unternehmen als Zinsaufwendungen von ihrem zu versteuernden Einkommen abziehen 

können. Sie greift, sobald die Nettozinsaufwendungen (Differenz zwischen Zinsaufwendungen und -

erträgen) die Freigrenze von 3.000.000 € übersteigen. 
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Im Rahmen der Rechtsprechung erfolgte eine weitere Präzisierung des Begriffs „Nettozinsaufwendungen“ 

im Einkommensteuergesetz sowie die Klarstellung, dass in den Jahren, in denen Zinsaufwendungen nicht 

höher als Zinserträge sind, kein Vortrag des Gewinns vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen (EBITDA) 

entsteht. Für den steuerlichen Abzug von Zinsvorträgen ist es zukünftig erforderlich, dass ein ausreichender 

Gewinn vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen vorliegt. 

15 Behandlung von kostenlosen oder verbilligten Mahlzeiten 

Mit Schreiben vom 7.12.2023 informiert das Bundesministerium für Finanzen über die lohnsteuerliche 

Behandlung von unentgeltlichen oder verbilligten Mahlzeiten für Arbeitnehmer ab dem Kalenderjahr 2024. 

Wenn Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern arbeitstäglich Mahlzeiten unentgeltlich oder zu einem verbilligten 

Preis anbieten, wird dies als geldwerter Vorteil angesehen und muss entsprechend versteuert werden. Als 

Besteuerungsgrundlage werden ab dem Jahr 2024 die folgenden Sachbezugswerte festgelegt: 

Für ein Mittag- oder Abendessen beträgt der Wert je 4,13 € (vorher 3,80 €) und für ein Frühstück 2,17 € 

(vorher 2,- €). Bei Vollverpflegung (Frühstück, Mittag- und Abendessen) beträgt der Gesamtwert 10,43 € 

(vorher 9,60 €). 

Diese Regelungen gelten ab dem 1.1.2024 auch für Mahlzeiten, die Arbeitnehmern während einer 

dienstlich veranlassten Auswärtstätigkeit oder bei doppelter Haushaltsführung zur Verfügung gestellt 

werden, solange der Preis der Mahlzeit 60 € nicht übersteigt. Andernfalls wird der Wert der Mahlzeit in 

voller Höhe als geldwerter Vorteil angesehen. 

16 Zeitpunkt der Umsatzbesteuerung 

Der Bundesfinanzhof (BFH) kam in seinem Urteil vom 17.8.2023 zu dem Schluss, dass für die 

Umsatzbesteuerung eines Betrags dieser zunächst tatsächlich auf dem Konto des Leistungserbringers 

gutgeschrieben sein muss. 

Im entsprechenden Fall hatte ein Unternehmen Umsätze, für die das Entgelt vom Leistungsempfänger per 

Überweisung bezahlt wurde. Das Finanzamt wollte diese Umsätze im Jahr der Wertstellung (Valutierung) 

der Überweisung, also dem Jahr, in dem der Betrag zinswirksam wurde, besteuern. 

Die eigentliche Gutschrift (der Tag, an dem das Geld tatsächlich auf dem Konto des Empfängers ankommt 

und er es nutzen kann) auf dem Konto des Unternehmens erfolgte jedoch erst im Folgejahr. Die Richter des 

BFH entschieden daraufhin, dass die Umsätze erst im Jahr der Gutschrift auf dem Konto des 

Unternehmens als vereinnahmt im Sinne des Umsatzsteuergesetzes gelten und somit auch erst für dieses 

Jahr zu besteuern sind. 

Das Urteil stellt klar: Für die Vereinnahmung eines Betrags ist entscheidend, dass der Empfänger über das 

Geld wirtschaftlich verfügen kann. Dies ist erst der Fall, wenn der Betrag tatsächlich auf dem Konto des 

Empfängers gutgeschrieben ist. Eine rückwirkende Wertstellung ändert daran nichts, da sie nur die 

Zinswirksamkeit betrifft, nicht aber die tatsächliche Verfügbarkeit des Geldes für den Empfänger. 

17 Umsatzsteuerpflicht für Kontrollgebühren auf Privatparkplätzen 

Das Bundesministerium der Finanzen ergänzt mit einem Schreiben vom 15.12.2023 die Regelung zur 

umsatzsteuerlichen Behandlung von Parkraumbewirtschaftungsverträgen und nimmt damit Bezug auf die 

Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 20.1.2022. 
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Der EuGH hatte entschieden, dass Kontrollgebühren, die von Unternehmen für Verstöße gegen die 

Nutzungsbedingungen privater Parkplätze (z.B. Firmen- und Supermarktparkplätze) erhoben werden, als 

Gegenleistung für eine Dienstleistung anzusehen sind. Diese Dienstleistung unterliegt demnach der 

Umsatzsteuerpflicht. 

Kontrollgebühren sind Gebühren, die von einem Unternehmen oder einer Organisation erhoben werden, die 

die Einhaltung der Nutzungsbedingungen auf diesen Parkplätzen überwacht. Diese Gebühren werden 

typischerweise in folgenden Situationen fällig: 

• überschreiten der Parkzeit 

• fehlendes oder ungültiges Parkticket 

• Nichtbeachtung spezifischer Parkregeln, z.B. das Parken in Bereichen, die für bestimmte 

Fahrzeugtypen oder -gruppen reserviert sind (wie Behindertenparkplätze), ohne die entsprechende 

Berechtigung zu haben (Achtung – Abschleppkosten werden i.d.R. gesondert in Rechnung 

gestellt). 

Diese Gebühren werden als eine Art Strafzahlung für die Nichteinhaltung der Parkplatzregeln angesehen. 

Der EuGH hat entschieden, dass diese Gebühren einen unmittelbaren Zusammenhang mit der 

Parkdienstleistung aufweisen und daher als steuerbares Entgelt für eine Dienstleistung betrachtet werden 

können. Das bedeutet, dass sie der Umsatzsteuer unterliegen. 

Durch das Parken auf einem bestimmten Parkplatz entsteht ein Rechtsverhältnis zwischen dem 

Parkplatzbetreiber und dem Nutzer. Dieses Verhältnis umfasst bestimmte Rechte und Pflichten, die in den 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen für die Nutzung des Parkplatzes festgelegt sind. Dazu gehört die 

Verpflichtung des Fahrers, neben den regulären Parkgebühren auch Kontrollgebühren für regelwidriges 

Parken zu entrichten. 

Hinweis: Laut Schreiben der Finanzverwaltung gilt bis zum 15.12.2023 eine Nichtbeanstandungsregel, 

nach welcher alle von Unternehmen vereinnahmten Zahlungen vom Unternehmen wie bisher als nicht 

steuerpflichtiger Schadensersatz behandelt werden. 

18 Minderung des geldwerten Vorteils bei Dienstwagennutzung durch 

Parkplatzmieten 

Das Finanzgericht Köln hat in einem aktuellen Urteil vom 20.4.2023 eine Entscheidung getroffen, die alle 

Arbeitnehmer betrifft, die einen Dienstwagen nutzen und gleichzeitig für einen Parkplatz am Arbeitsplatz 

zahlen. 

Im entschiedenen Fall ging es um die Minderung des geldwerten Vorteils, eines betrieblich genutzten Pkw 

durch die vom Arbeitnehmer gezahlte Miete für einen vom Arbeitgeber bereitgestellten Parkplatz. Das 

Finanzamt vertrat die Auffassung, dass solche Parkplatzmieten nicht den nach der 1-%-Regelung 

ermittelten geldwerten Vorteil des Dienstwagens reduzieren sollten. Das Gericht entschied, dass die von 

den Arbeitnehmern gezahlte Parkplatzmiete tatsächlich den geldwerten Vorteil mindert. Dies bedeutet, 

dass die Miete für den Parkplatz bei der Berechnung des zu versteuernden Vorteils aus dem Firmenwagen 

berücksichtigt und somit von diesem abgezogen werden kann.  

Achtung: Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, da das Finanzamt gegen diese Entscheidung Revision beim 

Bundesfinanzhof eingelegt hat. Entsprechende Fälle sollten bis zur Entscheidung offen gehalten werden. 
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19 Unverhältnismäßig hohe Zahlung kein Trinkgeld 

Das Finanzgericht Köln (FG) hat in zwei rechtskräftigen Urteilen vom 14.12.2022 Klarstellungen zur 

steuerlichen Behandlung von Trinkgeldern gemacht. Die Urteile sind besonders relevant für die 

Unterscheidung zwischen steuerfreien Trinkgeldern und steuerpflichtigem Arbeitslohn. 

Steuerfreie Trinkgelder sind definiert als freiwillige Zahlungen, die Dritte an Arbeitnehmer für deren 

Dienstleistungen über den eigentlichen Zahlungsbetrag hinaus leisten, ohne dass ein rechtlicher Anspruch 

darauf besteht. Sie werden in Anerkennung der Arbeitsleistung des Arbeitnehmers gezahlt. Typisch hierbei 

ist, dass die Zahlung des Trinkgeldes und die erbrachte Leistung in einem faktischen, wenn auch nicht 

rechtlich verbindlichen Verhältnis zueinander stehen.  

In dem vom FG verhandelten Fall hatte eine GmbH ihren Prokuristen 50.000 € und 1,3 Mio. € gezahlt. Die 

Zahlungen wurden als Dank für gute Zusammenarbeit und im Rahmen der Veräußerung von 

Unternehmensanteilen geleistet. Das Unternehmen, das die Zahlungen leistete, behauptete, es handle sich 

um Trinkgeld und sei somit steuerfrei. Die Prokuristen deklarierten diese Zahlungen nicht in ihrer 

Einkommensteuererklärung. 

Das FG entschied jedoch, dass diese Zahlungen nicht als Trinkgelder zu behandeln sind. Dafür war schon 

die Höhe der Zahlung alleine ausreichend. Früher gab es eine gesetzliche Höchstgrenze für steuerfreie 

Trinkgelder (1.224 € pro Jahr), aber auch wenn diese Grenze nicht mehr im Gesetz steht, gilt sie immer 

noch im allgemeinen Verständnis von Trinkgeld. Die Gerichte sahen die Zahlungen daher als 

steuerpflichtigen Arbeitslohn an. 

Erblasserin inhaltlich unter „pflegt und betreut“ verstand. 

20 „Düsseldorfer Tabelle“ ab dem 1.1.2024 

Die vom Oberlandesgericht Düsseldorf herausgegebene „Düsseldorfer Tabelle“ wurde zum 1.1.2024 

geändert. Im Wesentlichen sind die Bedarfssätze minderjähriger und volljähriger Kinder, die 

Einkommensgruppen und der dem Unterhaltspflichtigen zu belassende Eigenbedarf geändert worden. 

Die „Düsseldorfer Tabelle“ stellt eine bloße Richtlinie dar und dient als Hilfsmittel für die Bemessung des 

angemessenen Unterhalts im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Eine bindende rechtliche Wirkung 

kommt ihr nicht zu. Zum 1.1.2024 betragen die Regelsätze bei einem Nettoeinkommen des/der 

Unterhaltspflichtigen bis 2.100 €: 

• 480 € für Kinder von 0 – 5 Jahren 

• 551 € für Kinder von 6 – 11 Jahren 

• 645 € für Kinder von 12 – 17 Jahren und 

• 689 € für Kinder ab 18 Jahren. 

Die Sätze steigen mit höherem Einkommen um bestimmte Prozentsätze. 

Die gesamte Tabelle befindet sich auf der Internetseite des Oberlandesgerichts Düsseldorf unter 

https://www.olg-duesseldorf.nrw.de – Schnellzugriff – Düsseldorfer Tabelle. 

Alle Beiträge dieser Mandanteninfo sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Eine 

Quellenangabe kann auf Wunsch zur Verfügung gestellt werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 



 

MandantenInfo Jan/Feb 2024 • Seite 11 von 11 

21 In eigener Sache… 

…weise ich darauf hin, dass auch in diesem Jahr weiterhin die optimierte Erreichbarkeit an Freitagen von 

08:00 Uhr bis 14:00 Uhr beibehalten wird. Dies gilt auch für die Tage vor Feiertagen (z.B. Gründonnerstag). 

Ansonsten freuen wir uns, Sie zu sehen, zu hören oder zu Ihre E-Mails zu lesen. Gehen Sie mit frischer 

Energie in den Frühling, denn eins kann ich versprechen: irgendwann wird er kommen! 

Das Team und ich wünschen Ihnen schöne Ostern und sehen auf das weitere Wachstum in der Natur und 

bei uns allen. Denn gemeinsam sind wir stark. Bis bald! 

 

Ihre 

 

 

Christine Hartwig, StBin  

 


